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§ 1 Einführung

Der Vertrag als Rechtsinstitut hat unter den Rechtsgeschäften große Bedeutung. 
Der Vertrag beruht auf dem Grundsatz der Vertragsfreiheit, der sich aus der Ab-
schluss-, der Partner-, der Inhalts- und der Formfreiheit zusammensetzt.1 Zugleich 
ist die Vertragsfreiheit Ausdruck der Privatautonomie.2 Flume3 definiert Privatau-
tonomie als „das Prinzip der Selbstgestaltung der Rechtsverhältnisse durch den 
Einzelnen nach seinem Willen“. Dieser Grundsatz der Selbstbestimmung stellt ei-
nes der grundlegenden Ordnungsprinzipien einer Privatrechtsordnung dar, die den 
Menschen als selbstständig handelndes Wesen anerkennt.4

Wachsende Bedeutung hat in den letzten Jahren der Vertragsschluss über das 
Internet erlangt. Neue Entwicklungen und Techniken bringen neue Situationen und 
Probleme im Rechtsgeschäft mit sich, die so bei Erlass der Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches (BGB) vor über 100 Jahren nicht berücksichtigt werden konn-
ten.5 Auf Verträge im elektronischen Geschäftsverkehr sind die Vorschriften des 
Bürgerlichen Rechts ebenso anzuwenden wie auf Verträge, die bei beidseitiger An-
wesenheit der Parteien in einem Ladengeschäft geschlossen werden.6 Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass der Gesetzgeber bei Erlass der Normen die Rechtsgeschäfte 
über das Medium Internet keineswegs im Blick hatte. Denn das Kommunikations-
medium Internet entstand im Gegensatz zum BGB erst Ende des 20. Jahrhunderts.

Bei Verträgen, die über das Internet geschlossen werden, stehen sich häufig ein 
Unternehmer (§ 14 BGB) und ein Verbraucher (§ 13 BGB) gegenüber, was unglei-
che Machtverhältnisse mit sich bringt.7 Vor allem durch europäische Verordnungen 
und Richtlinien wurde deshalb ein immer weiter ausdifferenziertes Schutzsystem 
für Verträge zwischen Unternehmer und Verbraucher geschaffen. 

Durch die Umsetzung der Verbraucherrechterichtlinie8 zum 13. 6. 2014 wurden 
insbesondere Vorschriften für außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Ver-

1 Zum Grundsatz der Vertragsfreiheit und der Privatautonomie: Busche, in: Staudinger, 
BGB, F. Die Begründung von Schuldverhältnissen Rn. 4; Bork, BGB AT, § 17 Rn. 661; 
Medicus, BGB AT, § 17 Rn. 172 ff.; Klunzinger, BGB, S. 98; Köhler, BGB AT, § 5 Rn. 1 ff.

2 Flume, AT II/1, § 1/7.
3 Flume, AT II/1, § 1/1.
4 Bork, BGB AT, § 2 Rn. 99.
5 Das Bürgerliche Gesetzbuch ist am 1. 1. 1900 in Kraft getreten.
6 Hoeren, in: Kilian/Heussen, Computerrecht, Teil 14 Rn. 11; Kitz, in: Hoeren/Sieber/

Holznagel, Multimedia-Recht, Teil 13.1 Rn. 2.
7 Zu dieser Ungleichgewichtslage: Micklitz/Purnhagen, in: MünchKommBGB, Vor 

§§ 13, 14 Rn. 41.
8 Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 25. 10. 2011 über 

die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der 
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träge sowie für Verträge im Fernabsatz erlassen (§ 312b f. BGB). Erstmalig wur-
de für das speziell im Internet vertretene Problem der sog. „Kostenfallen“ durch 
§ 312j Abs. 3 und 4 BGB eine eigenständige Regelung in das BGB aufgenom-
men. Bei einer Kostenfalle handelt es sich um ein Vorgehen des Unternehmers, 
bei dem er dem Verbraucher bestimmte Dienste scheinbar unentgeltlich anbietet.9 
Den Hinweis auf die Kostenpflicht seines Angebots versteckt der Unternehmer 
dabei vorsätzlich, um den Verbraucher zur Eingabe seiner persönlichen Daten zu 
veranlassen.10 Daraufhin sendet der Unternehmer ein Rechnungsschreiben an den 
Verbraucher und verlangt einen bestimmten Geldbetrag für seine Dienste.11 

A. Fragestellung

Das Problem von Kostenfallen im Internet besteht in der Praxis nunmehr schon 
einige Jahre, hat aber von der Wissenschaft bislang wenig Beachtung gefunden. 
Es liegt eine sehr große Zahl an Fällen vor, in denen Verbraucher unberechtigte 
Rechnungsschreiben widerstandslos beglichen haben und dadurch in der Gesamt-
heit ein erheblicher Schaden entstanden ist. Die genaue Schadenshöhe, also wieviel 
der etwa 5,6 Millionen Opfer (2014)12 tatsächlich die unberechtigten Rechnungen 
bezahlt haben, ist jedoch unbekannt.13 

Rechtlich wurden diese Konstellationen über die allgemeinen Schutzinstru-
mente des Zivilrechts behandelt, durch die den Verbrauchern entweder Vertrags-
lösungsrechte zugesprochen wurden oder schon von vornherein von einem un-
wirksamen Vertrag ausgegangen wurde, aus dem dem Unternehmer keine Rechte 
erwachsen.14 Eine klare Linie ist in der Rechtsprechung bezüglich der rechtlichen 
Behandlung nicht erkennbar.15 Es stellt sich daher zunächst die Frage, ob das bis-

Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung 
der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates.

9 Zu diesem Vorgehen: Glossner, in: Leupold/Glossner, IT-Recht, Teil 2 Rn. 328.
10 Bornkamm, in: Köhler/Bornkamm, UWG, § 16 Rn. 18a; Glossner, in: Leupold/Gloss-

ner, IT-Recht, Teil 2 Rn. 328.
11 BGH, NJW 2014, 2595; LG Mannheim, MMR 2012, 241 f.; Majer/Buchmann, NJW 

2014, 3342 f.
12 Die Zahl der Betroffenen ergibt sich aus einer Umfrage des Sozialforschungsinstituts 

Infas aus dem Jahr 2014: www.infas.de in der Rubrik Pressemitteilung unter Millionende-
likt Internetbetrug, abgerufen am: 15. 11. 2015.

13 www.infas.de in der Rubrik Pressemitteilung unter Millionendelikt Internetbetrug, 
abgerufen am: 15. 11. 2015.

14 Einen Überblick zur rechtlichen Behandlung bisher: Alexander, NJW 2012, 1985, 
1986 f.

15 Für eine Strafbarkeit von Abonnementfallenbetreiber: BGH, NJW 2014, 2595 ff.; 
OLG Frankfurt a. M., MMR 2009, 341 ff.; OLG Frankfurt a. M., MMR 2010, 614; LG Ham-
burg, GRUR-RR 2011, 101 ff.; AG Marburg, CR 2010, 479 ff.; eine Strafbarkeit ablehnend: 
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herige Rechtssystem einen ausreichenden, transparenten und effektiven Schutz vor 
dem Problem der Kostenfallen bieten kann. 

Darüber hinaus hat der Gesetzgeber in Umsetzung der Verbraucherrechtericht-
linie speziell für die Kostenfallenproblematik § 312j Abs. 3 und 4 BGB eingeführt. 
Abgesehen von dem Hintergrund der Entstehung und dem Anwendungsbereich 
der Norm stellt sich die Frage, ob die Neuregelung den erwünschten Schutz vor 
Kostenfallen im Internet gewährleistet und ob das Problem hierdurch behoben 
werden kann. Dabei ist auch die Herangehensweise in Frage zu stellen, d. h., ob 
es sinnvoll ist, für dieses Spezialproblem eine eigene gesetzliche Regelung zu 
schaffen. 

Die Neuregelung normiert, dass kein wirksamer Vertrag zustande kommt, wenn 
der Betreiber einer Website die Gestaltungsvorgaben nicht einhält (§ 312j Abs. 4 
BGB). Eine derartige Regelung ist dem BGB bislang fremd. Der Verbraucher wird 
durch die Unwirksamkeit des Vertrags (§ 312j Abs. 4 BGB) vor vollendete Tat-
sachen gestellt und hat nicht mehr die Wahl, ob er vielleicht, unter veränderten 
Umständen, am Vertrag festhalten möchte. Fraglich ist daher, wie die Neuregelung 
rechtsdogmatisch einzuordnen ist. Von dieser Einordnung hängt weiterhin die Be-
stimmung des konkret gewährten Schutzumfangs ab.

In einem nächsten Schritt ist zu prüfen, ob weitere oder andere Regelungen und 
Regelungsmechanismen zur Lösung notwendig und denkbar sind. Generell besteht 
auch außerhalb der materiellrechtlichen Ebene die Möglichkeit, ein derartiges Pro-
blem in den Griff zu bekommen. Beispielsweise ist im Prozessrecht die gerichtli-
che oder außergerichtliche Durchsetzung von Rechten auf verschiedene Weisen 
denkbar. Es stellt sich dabei insbesondere die Frage, ob das deutsche Verbraucher-
prozessrecht den Anforderungen an ein dynamisches und effektives Rechtsschutz-
system entspricht. Zuletzt ist es zwingend erforderlich, dass der Verbraucher von 
seinen Rechten Kenntnis erhält, so dass er selbstbewusst seine Rechte geltend ma-
chen kann, sei es bei den Vertragsverhandlungen mit dem Unternehmer oder wenn 
er bereits Opfer einer Kostenfalle geworden ist. Zuletzt ist daher zu untersuchen, 
wie der Verbraucher in der Weise geschult werden kann, dass die ihm gewährten 
Rechte nicht wirkungslos bleiben. Denn fehlt eine Verfolgung eines dem Verbrau-
cher zustehenden Rechts allein aufgrund dessen Unkenntnis, bleibt folglich jede 
zusätzliche Regelung des Gesetzgebers ohne Wirkung.

B. Gang der Darstellung

Der erste Teil der Arbeit befasst sich mit dem Vertragsschluss im Internet. Es ist 
generell darzustellen, wie ein Vertragsschluss im Internet zustande kommt und wo 
die Probleme und Besonderheiten gegenüber einem Kauf in einem Ladengeschäft 
bestehen. Im Rahmen dessen ist darauf einzugehen, ob das Bürgerliche Gesetz-

LG Düsseldorf, Urt. v. 28. 8. 2009 Az. 38 O 34/09; AG Detmold, Urt. v. 11. 8. 2011 Az. 7 
C 1/11.


